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Antrag 02/II/2022

Landesvorstand / Fassung Antragskommission

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme (Konsens)

Wir bringen Berlin gut und solidarisch durch die Krise
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1. Berlin packt das

VieleBerlinerinnenundBerliner sind in Sorge, die stark ge-

stiegenen Lebenshaltungskosten in diesem Winter nicht

mehr zahlen zu können. Vor allem die Preise für Energie

und Lebensmittel haben sich massiv verteuert. Wir wer-

den alles dafür tun, umBerlin gut durch diese Zeit zu brin-

gen – niemandwird allein gelassen, wir bleiben beieinan-

der!

 

Der Auslöser für die Preiskrise ist Russlands Krieg ge-

gen die Ukraine und damit verbundene Spekulationen

auf verschiedenen Märkten. Wir verurteilen den völker-

rechtswidrigen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukrai-

ne. Unsere uneingeschränkte Solidarität gilt der souve-

ränen Ukraine und den Menschen in und aus der Ukrai-

ne. Dieser gravierende Bruchmit der internationalen Frie-

densordnung ist durch Nichts zu rechtfertigen. Die globa-

len Auswirkungen insbesondere im globalen Süden sehen

wir mit größter Sorge und werden daher bei der Bewälti-

gung der Krise immer auch diese Perspektive mitdenken

und fordern dies national und europäisch ein.

 

Die hohen Preise für Energie, Lebensmittel und viele wei-

tere Waren des täglichen Bedarfs treffen vor allem Haus-

halte mit geringem und mittlerem Einkommen hart. Be-

sonders betroffen sind Alleinerziehende, Auszubildende

und Studierende, Empfänger*innen von Sozialleistungen,

obdachlose Menschen, Rentner*innen, Frauen mit gerin-

gem Einkommen, Familien mit Kindern und Menschen

mit Behinderungen und chronischer Erkrankungen. Hin-

zu kommt, dass viele noch immer unter den Folgen der

Corona-Pandemie leiden. Zu den Folgen der Pandemie

zählt, dass deutlich mehr Mütter als Väter ihre wöchent-

liche Arbeitszeit reduziert haben, um die häusliche Care-

Arbeit zu übernehmen und Betreuungsengpässe durch

Kita- und Schulschließungen aufzufangen. Wir widerset-

zen uns der Re-Traditionalisierung der Geschlechterrollen.

Wir setzen uns energisch für eine bessere Vereinbarkeit

von Familie und Beruf und flexiblere Arbeitszeitmodelle

ein.

 

Die Angst vor Verarmung reicht bis weit in die Mittel-

schicht. Armut ist ein schleichender, zermürbender Pro-

zess. Armut führt zu Einsamkeit, zu Momenten der Verle-

genheit. Armut grenzt aus, Armut macht krank. Im Bund

und im Land sind Maßnahmen notwendig, die Menschen

mit niedrigenundmittleren Einkommenerreichenund ih-

nen soziale und ökonomische Sicherheit geben.
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Menschen mit geringem Einkommen haben oft keine

Rücklagen und auch kein weiteres Einsparpotenzial in ih-

rem Budget. Und die individuellen Energiesparmöglich-

keiten von Mieter*innen sind begrenzt. Sie sind aber von

steigenden Energiepreisen überproportional betroffen.

 

Die hohe einseitige Abhängigkeit Deutschlands von Ener-

gielieferungen aus Russlandhat sich als strategischer Feh-

ler der vergangenen Jahrzehnte herausgestellt und führt

dazu, dass wir die Folgen heute zu spüren bekommen:

Russland setzt seine Energielieferungen als Druckmittel

ein. Die Preise steigen unter anderem infolge des durch

Russland verknapptenAngebots undunsereVersorgungs-

sicherheit ist gefährdet. Wir müssen uns aus der Abhän-

gigkeit von russischem Erdgas schnellstmöglich befreien

und unsere Energieversorgung noch zügiger klima- und

sozialgerecht umbauen.

 

Die hohen Energiepreise wirken sich auch negativ auf ei-

nen Großteil unserer Wirtschaft aus, die zusätzlich noch

immer unter den Folgen der Corona-Pandemie leidet. Ei-

nige Branchen sind besonders betroffen, wie zumBeispiel

das Baugewerbe, der lokale Einzelhandel, Bäckereien,Wä-

schereien, Fleischereien oder die fertigende Industrie. Zur

Wahrheit gehört aber auch: Manche Unternehmen ma-

chen krisenbedingt überhöhte Gewinne, profitieren von

den gestiegenen Preisen oder nutzen die Krise für Preis-

erhöhungen aus.

 

In dieser Lage gilt es, solidarisch zusammenzustehen! Ge-

meinsam schaffen wir es in Berlin, diese Krise zu bewäl-

tigen. Wir lassen niemanden im Stich. Bereits im Som-

mer haben wir weitere Entlastungen gefordert und da-

bei deutlich gemacht, dass das Land Berlin bereit ist, sei-

nen Anteil zu leisten. Und wir haben uns konkret für eine

Anschlusslösung für das Neun-Euro-Ticket stark gemacht.

Beides hat ganz wesentlich dazu beigetragen, dass nach

dem Sommer auf Bundesebeneweitere Entlastungen dis-

kutiert und beschlossen wurden.

 

Wir sorgen weiterhin dafür, dass alle, die Hilfe benötigen,

die notwendige Unterstützung erhalten und soziale Här-

ten abgefedert werden – imBund, hier im Land Berlin und

vor Ort in den Bezirken. Das Leben muss leistbar bleiben

und die gesellschaftliche Teilhabe aller ermöglicht wer-

den.Wir unterstützen unsereUnternehmenund Betriebe,

um die Arbeitsplätze zu erhalten. Berlin packt das!

 

2. Wir wollen, dass alle gut und dauerhaft durch die Krise

kommen

Wir wollen in dieser Zeit all diejenigen Menschen errei-

chen, die jetzt Unterstützung brauchen – niemand darf
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vergessen werden. Die gestiegenen Preise werden auf ab-

sehbare Zeit hoch bleiben. Die Menschen müssen also

dauerhaft mehr Geld im Portemonnaie haben, um die

dauerhaft höheren Kosten tragen zu können. Die Erhö-

hung des bundesweiten gesetzlichen Mindestlohns auf

12 Euro ist ein wichtiger Schritt – bei weiterhin schnell

steigenden Preisen müssen aber weitere Erhöhungen fol-

gen. Den Berliner Landesmindestlohn haben wir in die-

sem Jahr bereits auf 13 Euro erhöht. Die Erhöhung des Ver-

gabemindeststundenentgelts auf 13 Eurowird folgen. Da-

her unterstützen wir die Forderungen der Gewerkschaf-

ten nach substanziellen Lohnerhöhungen über das Infla-

tionsniveau, um dem Reallohnverlust entgegen zu tre-

ten und stehen solidarisch mit den Beschäftigten im Ar-

beitskampf. Lohnerhöhungen sind gerade in den unte-

ren und mittleren Einkommensgruppen dringend erfor-

derlich.  Auch die neue EU-Richtlinie für angemessene

Mindestlöhne unterstützt diesen Aufwärtstrend. Sozial-

leistungen und Transferzahlungenmüssen schnellstmög-

lich an die gestiegenen Preise angepasst, Armut bekämpft

undVerarmung verhindertwerden. Diejenigen, die sowie-

so schon über besonders wenig Geld verfügen, müssen

deshalb weiter gezielt entlastet werden. Der Staat profi-

tiert von den steigenden Preisen durch höhere Steuerein-

nahmen – finanzielle Mittel müssen für weitere Entlas-

tungen verwendet werden.

 

Obdachlose Menschen sind oft diejenigen, die Krisen am

härtesten treffen. Sie profitierenweniger als andereMen-

schen von den vielen Entlastungsmaßnahmen der Bun-

desregierung oder des Berliner Senats. Gleichzeitig spü-

ren sie die Folgen stärker: Weniger Spenden und teurere

Lebensmittelpreise.

 

Mit dem Netzwerk der Wärme schaffen wir zusätzliche

Anlauforte für diesenWinter.

 

In Berlin haben wir als SPD bereits seit längeren Ent-

lastungen für Familien mit kleinen und mittleren Ein-

kommen durchgesetzt, zum Beispiel mit dem kostenlo-

sen Schülerticket, gebührenfreien Kitas, gebührenfreiem

Schulhort, kostenlosemMittagessen oder der Lernmittel-

freiheit. Diese soziale Politik werdenwir fortsetzen, damit

das Leben in Berlin bezahlbar bleibt. Wir setzen uns lang-

fristig dafür ein, die Hortgebührenfreiheit auf alle Grund-

schulklassenauszuweitenund Lernmittelfreiheit undkos-

tenbeteiligungsfreiesMittagessen auch für die Sekundar-

stufen verfügbar machen. Das kostenlose Schüler*innen-

ticket für den ÖPNV soll auch für Schüler*innen des zwei-

ten Bildungsweges gelten.

 

Wir setzen uns aktiv auch für die Entlastung der Pflege-

bedürftigen und ihrer Angehörigen ein. Erheblich belastet

3



II/2022 Landesparteitag 12.11.2022 Antrag 02/II/2022

155
156
157
158
159
160
161
162
163
164
165
166
167
168
169
170
171
172
173
174
175
176
177
178
179
180
181
182
183
184
185
186
187
188
189
190
191
192
193
194
195
196
197
198
199
200
201
202
203
204
205
206
207

sind auch Menschen mit Beeinträchtigungen und chro-

nisch Erkrankte. Diese sind nicht in der Lage, selbst Ener-

gieeinsparungen vorzunehmen oder Rücklagen für diese

Zusatzkosten einzubringen, da sie schon jetzt durch er-

hebliche Zuzahlungen zu den Kosten ihrer Pflege belastet

sind.

 

Auch viele Unternehmen sind jetzt auf Unterstützung an-

gewiesen. Ihre Versorgung mit Energie und Rohstoffen

muss gesichert bleiben. Wir müssen verhindern, dass Ar-

beitsplätze verloren gehen und Investitionen ausbleiben.

Deshalb braucht es zielgenaue Stabilisierungsprogramme

für Betriebe in Form von schnell verfügbaren Darlehen

und Zuschüssen des Bundes, die durch Maßnahmen des

Landes ergänztwerden.Weiterhinmüssen krisenerprobte

arbeitsmarktpolitische Instrumente wie zum Beispiel das

Kurzarbeitergeld verlängert werden.

 

Diese Krise können wir nur solidarisch und nur gemein-

sam bewältigen. Das heißt auch: Die Belastungen von

Bund, Ländern, Unternehmen und der Bevölkerung müs-

sengerecht auf viele Schulternverteiltwerden.Undstarke

Schultern müssen mehr tragen. Deshalb müssen Überge-

winne abgeschöpft werden und deshalb werden wir uns

im Bund weiterhin für die Erhebung einer verfassungs-

konformenVermögenssteuer sowie einer einmaligen Ver-

mögensabgabe auf besonders hohe Privatvermögen, eine

Erhöhung der Erbschaftssteuer sowie die Einführung ei-

ner Finanztransaktionssteuer und der von der OECD vor-

geschlagenen globalenMindeststeuer für Großunterneh-

men einsetzen. Die Idee eines Energie-Solis soll geprüft

werden.

 

Die angespannte Lage bei unserer Energieversorgung und

unsere Abhängigkeit von Russland machen deutlich: Wir

müssen Energie einsparen, energieeffizienterwerden und

unsere Energieversorgung noch viel schneller klimage-

recht umbauen. Damit erhöhen wir auch unsere Versor-

gungssicherheit. BeimnotwendigenmassivenAusbauder

erneuerbaren Energien müssen auch die unionsregier-

ten Bundesländer endlich ihrer aktuellen Verantwortung

nachkommen und den Ausbau schneller vorantreiben.

 

Für uns ist klar: In der Krise spart man nicht! Im Zuge der

Krise fordern wir eine weitere Aussetzung der Schulden-

bremse im Jahr 2023 und bekräftigen unsere Beschlussla-

ge, sie abzuschaffen. Im Land Berlin werden wir bei un-

serer Haushaltspolitik weiterhin einen Schwerpunkt auf

Investitionen in die Zukunft Berlins setzen. Entlastungen

dürfen nicht gegen Investitionen ausgespielt werden.Wir

investieren in Berlin in bezahlbaren Wohnraum, in Bil-

dung, in einemoderne Infrastruktur, in klimagerechteMo-

bilität und in Energieeffizienzmaßnahmen. Wir werden
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den Neustart der BerlinerWirtschaft für gute Arbeitsplät-

ze weiter vorantreiben.

 

3. „You’ll never walk alone“ – Niemand wird allein gelas-

sen!

Die sozialdemokratisch geführte Bundesregierung mit

Bundeskanzler Olaf Scholz hat auf die Krise mit inzwi-

schen drei Entlastungspaketen schnell und entschlossen

reagiert. Viele Maßnahmen waren und sind eine echte

Unterstützung für die Bürger*innen und die Unterneh-

men.

 

Mit den Einmalzahlungen wie der Energiepreispauscha-

le oder dem Heizkostenzuschuss wurde schnell gehol-

fen. Auf berechtigte Kritik, wie beispielsweise darauf, dass

Rentner*innen bei der einmaligen Energiepreispauscha-

le ausgenommen waren, wurde mit dem dritten Entlas-

tungspaket reagiert. Mit Entlastungen bei der Einkom-

menssteuer, Abgaben-Entlastungen für niedrige Einkom-

men, der Kindergelderhöhung, der vereinbarten Auswei-

tung des Wohngelds oder dem Bürgergeld werden viele

MenschendauerhaftmehrGeld zurVerfügunghaben.Wir

werdenuns imBundesrat undüber unsereBerlinerVertre-

ter*innen in der Regierungskoalition dafür einsetzen, dass

die Entlastungen nicht durch neue Belastungen aufgeho-

ben werden.

 

Die Bundesregierung hat mit der Mehrwertsteuersen-

kung auf Gas schnell eine preiswirksame Maßnahme

ergriffen, um Gaspreissteigerungen abzufedern – die-

se Steuersenkung muss nun vollständig an die Verbrau-

cher*innen weitergegeben werden.

 

Auch imLandBerlinhatdie SPD-geführteKoalition schnell

auf die Kriegsfolgen und die Preiskrise reagiert. Bei der

Aufstellung des Doppelhaushalts haben wir bereits mit

der Energiekostenrücklage in einem Krisenfonds mit ins-

gesamt 380 Mio. Euro für steigende Energiekosten vorge-

sorgt.

 

Berlin leistet humanitäreHilfe für dieUkraine. Seit Beginn

des Krieges sind über 330.000 geflüchtete Menschen aus

der Ukraine in Berlin erstversorgt worden. Viele von ihnen

leben seitdem in unserer Stadt. Auch und insbesondere in

Krisenzeiten muss Berlin für sie und andere geflüchtete

Menschen ein sicherer Zufluchtsort bleiben.

 

In Berlin unterstützen wir gezielt und ergänzen die auf

BundesebenevereinbartenMaßnahmenmitdemBerliner

Entlastungspaket. Wir fordern den Senat auf, schnellst-

möglich einen Nachtragshaushalt in Höhe von bis zu 1,5

Milliarden Euro für die Bewältigung der Krise vorzulegen,

um als Land Berlin handlungsfähig zu bleiben. Das Land
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Berlin wird sich im Bundesrat dafür einsetzen, dass die

in Bund und Ländern angestrebten Kosten der Entlastung

gerecht verteilt werden.

 

Mit dem 29-Euro-Ticket als Überbrückungsangebot zum

bundesweiten Anschlussticket für das 9-Euro-Ticket ent-

lasten wir die Berliner*innen ganz konkret von Oktober

bis Dezember und ermöglichen in ganz Berlin eine kos-

tengünstige und klimafreundliche Mobilität. Wir setzen

uns für die Fortsetzung des Berliner 29-Euro-Tickets über

den März 2023 hinaus ein. Ein Härtefallfonds soll bei aku-

ten Fällen von Energieschulden helfen. Wir wollen ins-

besondere private Haushalte mit niedrigem und mittle-

rem Einkommen entlasten, um die gestiegenen Energie-

kosten abzufedern. Dies soll mit einem Energiekostenzu-

schuss oder einemStromrabatt ermöglichtwerden. Jede*r

soll durch denWinter kommen, ohne hungrig im Dunklen

oder Kalten zu sitzen. Niemand soll in Berlin Angst haben

müssen, sich die Wohnung, Strom und Gas oder den Le-

bensunterhalt nicht mehr leisten zu können. Wir begrü-

ßen, dass der Berliner Senat ein Kündigungsmoratorium

bei den landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften um-

gesetzt hat, und fordern den Senat auf, sich auf Bundes-

ebene dafür einzusetzen, dass ein generelles Kündigungs-

moratorium für Mieter*innen erreicht wird.

 

Der SPD-geführte Senat setzt sich dafür ein, den Unter-

nehmen in Berlin in der Krise zu helfen, um so die Ar-

beitsplätze und die Wirtschaftskraft zu erhalten. Genau-

so wichtig ist für uns, die soziale Infrastruktur, soziale

Einrichtungen und Träger zu unterstützen, damit sie ihre

Angebote aufrechterhalten können: Keine soziale Einrich-

tung darf aufgrund der Energiepreise geschlossen wer-

den.Nicht zuletzt geht es in der Berliner Landespolitik und

in den Bezirken auch darum, dass die beschlossenenMaß-

nahmen zügig umgesetzt werden und die Unterstützung

bei den Menschen ankommt.

 

Auch Bildungseinrichtungen müssen vor steigenden En-

ergiepreisen geschützt werden. Die Hochschulen müssen

als Raum für Studierende offen bleiben. Wir dürfen nicht

zulassen, dass eineweitere Krise auf demRücken von Stu-

dierenden ausgetragen wird. Auch dafür wollen wir mit

unserem Berliner Entlastungspaket Sorge tragen.

 

4. Wir führen Berlin durch die Krise und unterstützen ge-

zielt

a)      Energieversorgung, Energiepreise und Energieein-

sparungen

Schon lange ist uns klar: Um die weltweite Klimaerwär-

mung zu bremsen, müssen wir aus der fossilen Energie-

nutzung aussteigen. Die Lehre aus der aktuellen Ener-

giekrise ist, dass wir unsere Energieversorgung schnellst-

6
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möglich und grundlegend umbauen und unseren Ver-

brauch an fossiler Energie reduzieren müssen, um eine

Energiemangellage zu vermeiden.Wir müssen insgesamt

weniger verbrauchen. Das spart Geld, das schont die Res-

sourcen und das schützt das Klima.

 

Mit dem Energiespar-Paket des Landes Berlin hat der Se-

nat zehn konkrete Maßnahmen beschlossen, um im öf-

fentlichenSektormindestens zehnProzent anEnergie ein-

zusparen und diese Einsparungen auch über März 2023

hinaus grundsätzlich zu verstetigen. Damit nimmt Ber-

lin in Deutschland eine Vorreiterrolle ein. Wir empfehlen

Berliner Unternehmen, Einrichtungen und Privathaushal-

ten diesem Beispiel so weit wie möglich zu folgen. Mit

der Charta „Wirtschaft spart Energie“ hat sich die Berli-

ner Wirtschaft bereits selbst dazu verpflichtet, mindes-

tens 10 Prozent Energie einzusparen. Auch in Privathaus-

halten kann oft noch mit einfachen Maßnahmen viel En-

ergie eingespartwerden.HilfebeimEnergieeinsparengibt

es u.a. bei der Energieberatung der Verbraucherzentrale

Berlin.

 

Uns ist aber auch bewusst, dass viele Haushalte mit nied-

rigem Einkommen bereits vor der aktuellen Krise alle Ein-

sparpotenziale genutzt haben – diese Haushalte haben

nun keine Spielräumemehr fürweitere Einsparungenund

benötigen deshalb Hilfe und Unterstützung. Der Berliner

Härtefallfonds soll bei akuten Fällen schnell und unbüro-

kratisch helfen, damit in diesem Winter niemandem der

Strom oder die Heizung abgestellt wird.

 

Auf den Energiemärkten müssen Mitnahmeeffekte ver-

hindert werden. Auf dem Strommarktmuss auf EU-Ebene

durch eine Änderung des Strommarktdesigns das Merit-

Order-Prinzip überarbeitet werden, damit von den Preis-

steigerungen wenig betroffene Produzenten ihren Strom

nicht zu überhöhten Preisen verkaufen können. Die im

September vonder EU-Kommission vorgeschlagenenNot-

fallmaßnahmen zur Deckelung der Strompreise und zur

Umverteilung der Gewinnüberschüsse gehen in die rich-

tige Richtung.

 

Die Strompreisbremse und die Gaspreisbremse für den

Basisverbrauch, die auf Bundesebene vorgesehen sind,

müssen in dieserHeizperiode (2022/23) bei denBürger*in-

nen ankommen. Um dies zu finanzieren, muss die Schul-

denbremse ausgesetzt werden.Wir fordern vom Bund er-

gänzend zu den bisher beschlossenen Maßnahmen die

Einführung eines Energiepreisdeckels auf den Grundver-

brauch für die Fernwärme.

 

Wir bauen unsere Energieversorgung klimagerecht um.

Berlin muss deutlich konsequenter die Erzeugung von er-

7
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neuerbaren Energien vorantreiben. Mit dem Berliner So-

largesetz und dem Berliner Klimaschutz- und Energie-

wendegesetzwurde für die Nutzung der Solarenergie der

richtige Weg eingeschlagen. Dies muss genauso konse-

quent und kurzfristig für den Ausbau der Windenergie,

der Geothermie und dem Einsatz von Abwärme gelten.

Hier hat die Stadt einen sehr hohen Nachholbedarf. Es

ist kurzfristig zu prüfen, ob aus dem Berliner Hausmüll

(inkl. Geschäftsmüll) hergestellte Ersatzbrennstoffe für

die Erzeugung der Berliner Fernwärme (in Kraft-Wärme-

Kopplung) sinnvoll genutzt werden können. Darüber hin-

aus hat der Berliner Senat die von der Berliner SPD erar-

beitete Wasserstoff-Strategie voranzubringen, damit sie

baldmöglichst mit Brandenburg gemeinsam, in Umset-

zung kommt.

 

Die Fernwärme ist ein wichtiger Baustein bei der not-

wendigen Wärmewende. Wir streben – wie im Koaliti-

onsvertrag vereinbart – Schritte zur Rekommunalisierung

des Fernwärmenetzes mit dem Ziel einer beschleunigten

Dekarbonisierung der Fernwärme an und begrüßen, dass

der Senat eine Übernahme des Berliner Fernwärmenetzes

prüft.

 

Wir wollen den öffentlichen Einfluss auf die Berliner En-

ergieversorgung bestimmend ausweiten. Energieversor-

gung ist öffentliche Daseinsvorsorge und darf nicht al-

lein von Profitinteresse gesteuert sein. Dementspricht der

Vorschlag der Berliner SPD-Fraktion, über eine Unterneh-

mensbeteiligung des Landes Berlin eine Mehrheit bei der

Fernwärmeversorgung und an der GASAG zu erwerben,

der von uns vollumfänglich unterstützt wird.

 

Die SPD hat sich im Bund maßgeblich dafür eingesetzt,

das Mieterstrommodell zu entbürokratisieren und at-

traktiver zu machen. Bürger*innengenossenschaften zur

Erzeugung regenerativer Energie sind verstärkt zu för-

dern. Wir fordern den Berliner Senat dazu auf, sich auf

Bundesebene für weitere Verbesserungen und Vereinfa-

chungen dezentraler Erneuerbarer Energieerzeugung und

-versorgung einzusetzen. Wir fordern die Bundesregie-

rung auf, sofort die im Koalitionsvertrag vereinbarte Bio-

gasstrategie umzusetzen, denn Biogas bietet eine große

Chance, russischesGasundauchandere fossileGasimpor-

te zu ersetzen. Die Biomassenutzung der BSR kann dafür

Vorbild sein.

 

Gebäude verursachen 44 Prozent der CO2 -Emissionen,

mit Sanierungen lässt sich der Wärmeverbrauch und

damit Heizkosten senken. Wir setzen in Berlin einen

deutlichen Schwerpunkt bei der sozialverträglichen

energetischen Sanierung insbesondere der energe-

tisch schlechtesten Bestandswohngebäude, die die

8
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höchsten Heizkosten verursachen und die die größ-

ten CO2-Einsparpotenziale versprechen und werden

die Investitionen fortführen. Berlin wird unter unserer

Führung schnell Pilotprojekte zur seriellen Sanierung

anstoßen. Wir setzen uns dafür ein, dass mit der Woh-

nungswirtschaft und den Mietervereinen ein Berliner

Gebäudesanierungsprogramm ins Leben gerufen wird,

welches auch die Barrierefreiheit stärkt.

 

b)      Entlastungen und Unterstützung

Die gestiegenen Preise machen weiterhin Entlastungen

und Unterstützung nötig. Wenn die hohen Preise weiter-

hin vieleMenschenmit niedrigemundmittleremEinkom-

men überfordern, müssen kurzfristig weitere gestaffelte

Einmalzahlungenanbesonders betroffenePersonengrup-

pen gezahlt werden.

 

In Berlin werden wir den Entlastungsbetrag in Höhe von

300 Euro auch für die Pensionär*innen des Landes und

der Körperschaften öffentlichen Rechts zahlen, um sie den

Rentner*innen gleichzustellen.

 

Das Neun-Euro-Ticket war ein großer Erfolg. Damit wur-

de für eine kurzfristige finanzielle Entlastung gesorgt. Die

Zeit von Oktober bis Dezember 2022 überbrücken wir

in Berlin mit dem von der SPD durchgesetzten 29-Euro-

Monatsabo für die Tarifzonen Berlin AB als rollierendes

Abonnement und sorgen so für eine kostengünstige und

klimafreundliche Mobilität. Wir begrüßen die Verständi-

gung auf ein einheitliches, bundesweit gültiges 49-Euro-

Ticket. Es ermöglichtmehrMenschenMobilitätundbringt

für viele eine deutliche Entlastung. Wir möchten zusätz-

lich das Berliner 29-Euro-Abo auch nach März 2023 fort-

führen, damit die Nutzung von Bus und Bahn in Berlin

nichtmehr als einen Euro pro Tag kostet. Auch die Preisre-

duzierung des Sozialtickets auf 9 Euro pro Monat möch-

ten wir über den März 2023 hinaus verlängern. Wir for-

dern den Senat auf, eine Lösung für günstigeMobilität für

Azubis, Studierende und Senior*innen zu finden, zu fin-

den, soweit diese nicht Anspruch auf das Sozialticket ha-

ben könnten.

 

Die hohen Lebensmittelpreise bedeuten insbesondere für

Menschen mit geringem Einkommen, dass sie Schwierig-

keiten haben, sich gesund zu ernähren und ihren tägli-

chen Bedarf zu decken. Eine gesunde Ernährung muss für

alle erschwinglich und zugänglich sein. Wir fordern eine

zumindest befristete Absenkung der Mehrwertsteuer auf

Grundnahrungsmittel. Die vergangene temporäre Mehr-

wertsteuersenkung wurde zum größten Teil an die Ver-

braucher*innen weitergegeben. Damit würden vor allem

ärmere Haushalte entlastet, da sie einen höheren Anteil

ihres Einkommens für Lebensmittel ausgeben. Außerdem

9
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fordern wir eine steuerrechtliche Änderung, damit der

Lebensmitteleinzelhandel gespendete Lebensmittel nicht

mehr versteuern muss. Damit würde ein Anreiz gesetzt,

mehr Lebensmittel zum Beispiel an die Tafeln zu spen-

den, anstatt sie wegzuwerfen. Wir fordern die Bundesre-

gierung auf, eine Verpflichtung des Handels zu prüfen, Le-

bensmittel, die nur das Mindesthaltbarkeitsdatum über-

schritten haben, an Hilfsstationen und Lebensmittelaus-

gabestellen weiterzugeben.

 

Berlinmuss für die Berliner*innen bezahlbar bleiben. Des-

halb habenwir bereits in den vergangenenWahlperioden

umfangreiche Entlastungen durchgesetzt: Die gebühren-

freie Hortbetreuung in den ersten beiden Schuljahren, die

weitgehende Lernmittelfreiheit unddas kostenfreie Schu-

lessen. Diesen erfolgreichen sozialdemokratischen Weg

wollen wir fortsetzen. Wir möchten Familien auch ohne

Anspruch auf Leistungen aus dem Bildungs- und Teilha-

bepaket bei hohen Kostenpunkten unterstützen. Die ge-

stiegenen Preisewerden langfristig hoch bleiben, deshalb

brauchen Familienmit Kindern eine zusätzliche dauerhaf-

te Entlastung. Deshalb fordern wir den Senat auf, weitere

Schritte in diesenBereichen zuprüfen. Dazugehören auch

Entlastungen im Bereich der Daseinsvorsorge.

 

Wir setzen uns im Bund dafür ein, die Höhe von Trans-

ferleistungen regelmäßig und in kürzeren Abständen zu

überprüfen und an die Preisentwicklung anzupassen. Ins-

besondere die Leistungen für Kinder müssen deutlich er-

höhtundzielgenauer eingesetztwerden, umKinderarmut

zu vermeiden. Wir erneuern unsere Forderung nach einer

Kindergrundsicherung.

 

Um Studierende von den Preissteigerungen zu entlasten,

ist eine weitere kurzfristige BAföG-Anpassung nötig. Wir

fordern eine Erhöhung und regelmäßige automatische

Fortschreibung der BAföG-Sätze sowie eine weitere Aus-

weitung des Anspruchsberechtigtenkreises durch eine Er-

höhung der Freibeträge.

 

c)       Soziale Infrastruktur erhalten, Teilhabe sichern

Die gestiegenen Kosten belasten auch die soziale Infra-

struktur und die sozialen Einrichtungen unserer Stadt. Zu-

dem geht das Spendenaufkommen der Bevölkerung zu-

rück. Viele sozialen Träger kommen so in wirtschaftliche

Schwierigkeiten, ihre Angebote sind aber gerade in der

jetzigen Lage für viele dringend notwendig. So stellen

die hohen Lebensmittel- und Energiepreise beispielswei-

se Kita- und Schulküchen und Mensen vor große Proble-

me. Wir werden alles dafür tun, soziale Einrichtung in ih-

rer Arbeit zu unterstützen. Gleiches gilt für Zuwendungs-

empfangende. Wir fordern den Senat auf, soziale Träger

durch eine Einmalzahlung zu unterstützen. Auch Verei-

10
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ne und Verbände müssen bei Zahlungsschwierigkeiten

aufgrund von Energiekostensteigerungen finanziell un-

terstützt werden.

 

Die Schulbauoffensive braucht jetztmehr Power.Wir wer-

den sie ausweiten und beschleunigen. Dazu sollen die

Mittel deutlich aufgestockt werden undmit der landesei-

genen berlinovo eine Kooperation zum Schulneubau und

zur -Sanierung abgeschlossen werden nach dem Vorbild

der Zusammenarbeit mit der landeseigenen HOWOGE.

 

Die psychologischen Beratungskapazitäten, insbesondere

auch für Kinder und Jugendlichemüssen in der Stadt aus-

gebautwerden, da die Nachfrage danach immermehr zu-

nimmt.

 

Für obdachlose Menschen wollen wir mehr 24/7 Einrich-

tungen ermöglichen. Neben der niedrigschwelligen Kälte-

hilfe, die einen Schlafplatz ermöglicht, werden auch tags-

über warme Aufenthaltsmöglichkeiten mit der Möglich-

keit der Essensversorgung benötigt. Beratungs- und Hil-

feangebote müssen deutlich ausgebaut werden und ein-

facher zugänglich sein. Dazu gehört der Ausbau der In-

formationsstreuung über diese Angebote und die Stär-

kungder aufsuchendenSozialarbeit.Wirwollen zukünftig

verstärkt über die Angebote zur Unterstützung obdachlo-

ser Menschen in Berlin informieren. Dies wollen wir zum

Anlass nehmen, um in Zukunft Hitzehilfe und Kältehilfe

stärker zusammenzudenken. Dabei soll explizit auch auf

Anlaufstellen für obdachlose Frauen* verwiesen werden

und das Angebot für obdachlose Frauen* weiter ausge-

baut werden. Obdachlose Frauen* brauchen Orte, an de-

nen sie vor Übergriffen geschützt sind. Teilhabe bedeutet

auch, dass menstruierende Menschen mit geringem Ein-

kommen perspektivisch kostenlosen Zugang zu Perioden-

produkten erhalten sollen.

 

Wenn das Geld knapp wird, müssen viele bei Ausgaben

für Kultur oder Sport sparen. Auch in Zeiten stark stei-

gender Preise wollen wir Teilhabe gewährleisten. Deshalb

fordern wir vergünstigte oder kostenfreie Sondertickets

in staatlichen Kultur- und Sportbetrieben für Kinder und

Jugendliche, Auszubildende, Studierende, Rentner*innen,

Wohngeld-, Grundsicherungs- oder Arbeitslosengeld-II-

Empfänger*innen. Mit dem vom Senat initiierten „Netz-

werk der Wärme“ werden bestehende Begegnungsorte

gestärkt und bekannter gemacht. Wir werden in Berlin

sicherstellen, dass staatliche und gemeinnützige Sport-,

Kultur- und Freizeiteinrichtungen ihre Arbeit weiter leis-

ten können. Die Energiesparmaßnahmen in öffentlichen

Einrichtungen dürfen nicht dazu führen, dass in Privat-

haushaltenmehr Energie verbrauchtwerdenmuss. Staat-

lich finanzierte InstitutionenwieUniversitäten, Bibliothe-

11
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ken und Freizeiteinrichtungenmüssen daherweiterhin zu

den regulären Öffnungszeiten und mit der kompletten

vorhandenen technischenAusstattungalswarmeAufent-

haltsorte zur Verfügung stehen.

 

Die Krise führt dazu, dass viele Berliner*innen vor neu-

en Fragen stehen. Mehr Menschen sind von Armut, Ener-

giearmut und Verschuldung bedroht. Menschen, die bis-

her noch nie Transferzahlungen benötigt haben, sind auf

staatlicheUnterstützungangewiesen.Wir begrüßen, dass

der Senat zusätzliche Beratungsangebote vorsieht. Wich-

tig sind dabei auch mehrsprachige und zielgruppenge-

naue Informationen, auch um Ängste vor der Inanspruch-

nahme von Hilfsleistungen abzubauen.

 

d)      Wirtschaft und Arbeit

Die Krise führt dazu, dass Unternehmen unverschuldet

in Schwierigkeiten geraten und sogar von Insolvenz be-

droht sind. Wir unterstützen den wirtschaftlichen Ab-

wehrschirm des Bundes, um Arbeitsplätze zu sichern und

die Produktion fortführen zu können sowie die bisherigen

Unterstützungen zu erhalten. Dazu gehört u.a. eine tem-

poräre Aussetzung der Insolvenzantragspflicht und Mög-

lichkeiten zur Steuerstundung, wie bereits während der

Corona-Pandemie. Es ist richtig, dass der Staat dann hilft

und Arbeitsplätze sichert, insbesondere bei systemrele-

vanten Unternehmen. Dabei darf es aber nicht passie-

ren, dass die Verluste sozialisiert und die Gewinne pri-

vatisiert werden. Um Unternehmen zügig Liquidität zu

verschaffen, soll der Zugang zu den bestehenden Liquidi-

tätsprogrammen kurzfristig für weitere Branchen geöff-

net werden. Ein eigenes Berliner Darlehensprogrammmit

Liquiditätshilfen durch die IBB, das auf Bundeshilfen auf-

setzt, war bereits während der Corona-Pandemie erfolg-

reich und muss jetzt wieder schnell umgesetzt werden.

Für energieintensive Branchen sollte im Bund die Einfüh-

rung von Produktionsprämien geprüft werden, um bei-

spielsweise Lieferketten zu stabilisieren und Kaskadenef-

fekte zu verhindern. Für Investitionen in Energieeffizienz

und zur Dekarbonisierung sollen Sonderabschreibungs-

möglichkeiten geschaffenwerden. Ein Gaspreisdeckel des

Bundes sollte auch und gerade für kleine undmittlere Un-

ternehmen gelten.

 

Gute Arbeit ist unsere Leitlinie. Dafür brauchen wir star-

ke Unternehmen in Berlin. In der Corona-Pandemie haben

wir in Berlin erfolgreichArbeitsplätze erhalten undunsere

wirtschaftliche Struktur gesichert. Mit dem Neustartpro-

grammfürWirtschaft undKultur habenwir dafür gesorgt,

dass die Unternehmen nach der Pandemie wieder durch-

starten konnten und können. Nun gilt es, die Unterneh-

men auch in der aktuellen Energiekrise zu unterstützen.

Wir lassen notleidende Unternehmen nicht allein, auch

12
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und gerade Soloselbstständige, kleine und mittlere Un-

ternehmen wollen wir bei der Bewältigung der steigen-

den Energiekosten unterstützen. Mit einer Berliner Ener-

giekostensoforthilfe für Unternehmen wollen wir die ge-

stiegenen Kosten abfedern – Bundesprogramme haben

dabei allerdings Vorrang, eine Doppelförderungmuss ver-

mieden werden. Wir erneuern unseren Beschluss nach

Einführung einer Gewerbemietpreisbremse, damit vor al-

lem kleinere Gewerbebetriebe angesichts der steigenden

Energiekosten bei den Mieten entlastet werden. Ihre La-

ge wird noch dadurch verschärft, dass sie kaum Kündi-

gungsschutz genießen. Wir fordern den Senat auf, sich

im Bund dafür einzusetzen, eine Gewerbemietpreisbrem-

se und einen verbesserten Kündigungsschutz für Gewer-

be zu erreichen. Zugleichmüssen dieseWirtschaftsförder-

programme so konzipiert werden, dass auch Unterneh-

men der Kultur- und Kreativwirtschaft sie in Anspruch

nehmen können.

 

Arbeitnehmer*innen müssen ein Anrecht zur Arbeit vor

Ort im Unternehmen bzw. Betrieb erhalten, um einen

durch Teleheimarbeit bedingten erhöhten Energiever-

brauch im Privathaushalt vermeiden zu können.

 

Eswerdendringendmehr Fachkräfte auch inKlimaschutz-

berufen benötigt. Die Energiekrise und -wende ist damit

auch eine Chance für eine bessere Ausbildung, gute Ar-

beit und gut für den mittelständischen Handwerk. Wir

wollen gerade diejenigen als Fachkräfte gewinnen und

fördern, bei denen sonst Schulabgänge ohne Abschluss,

Nicht- bzw. Geringqualifikation und -verdienst drohen.

 

e)       Mieten undWohnen

Die steigenden Energiekosten und damit teils massiv er-

höhten Betriebskosten stellen vieleMieterinnen undMie-

ter vor große finanzielle Probleme. Niemandem darf die

Wohnung gekündigt werden, weil er oder sie von den Be-

triebskosten überfordert ist. Wir fordern vom Bund, dass

Wohnungskündigungen aufgrund von Mietrückständen

wegen erhöhter Mieten und Betriebskosten mit einem

Kündigungsmoratorium vorübergehend gesetzlich aus-

geschlossen werden. Wir setzen uns dafür ein, dass Sper-

rungen vonWasser, Strom, Gas oder Fernwärme aufgrund

von Zahlungsrückständen in diesemWinter ausgeschlos-

sen werden. Mit dem Härtefallfonds bieten wir in Berlin

bei akuten Notfällen und unerwarteten Belastungen Hil-

fe. Er ist ein Energieschuldenfonds und dient als letzte

Maßnahme zur Verhinderung von Energiesperren.

 

Wir wollen den Wohnungstausch verbindlich fördern.

Ältere Menschen sollen mit ihrem Mietvertrag in klei-

nere Wohnungen wechseln können. Dabei unterstüt-

zenwir die öffentlichenWohnungsbaugesellschaften und

13
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fordern Genossenschaften wie private Wohnungsgesell-

schaften dazu auf, ebenfalls denWohnungstausch zu för-

dern.

 

Wir werden bei den landeseigenen Wohnungsbaugesell-

schaften ein Kündigungsmoratorium umsetzen und for-

dern die genossenschaftlichen undprivatenVermieter*in-

nen auf, ebenfalls auf Kündigungen zu verzichten, falls die

Betriebskosten nicht bezahlt werden können. Gleichzeitig

muss es aber auch zeitnahe Unterstützung für Vermie-

ter*innen geben. Gerade kleinere und mittlere Vermie-

ter*innen brauchen die Mieteinnahmen, z.B. als ihre Al-

tersversorgung oder um Kredite abzubezahlen.

 

Bereits jetzt gilt in Berlin ein besonderer Kündi-

gungsschutz von 10 Jahren nach der Umwandlung

einer Mietwohnung in eine Eigentumswohnung. Die

Kündigungsschutzklausel-Verordnung des Senats (die

am 1.10.2013 in Kraft getreten ist und im September

2023 abläuft) wird erneut bekräftigt. Wir setzen uns

im Bund dafür ein, den bisher bundesweit geltenden

Kündigungsschutz von drei Jahren nach der Umwandlung

einer Miet- in eine Eigentumswohnung auf eine längere

Frist auszudehnen.

 

Wir setzen uns im Bund dafür ein, Indexmieten von Ener-

giepreissteigerungen zu entkoppeln, zum Beispiel durch

eine Kappungsgrenze oder durch die Bindung an denNet-

tokaltmietenindex.

 

Wir begrüßen die Zahlung eines weiteren Heizkostenzu-

schusses unddie AusweitungdesWohngeldberechtigten-

kreises. Allerdings stellt die zügige Bearbeitung die Ber-

liner Wohngeldstellen vor große Herausforderungen. Zu

prüfen ist, ob eine Auszahlung nach erleichterter Vorprü-

fung möglich ist.

 

Mit der überarbeiteten Wohnraumförderung sorgen wir

mit jeweils 750 Mio. Euro in den Jahren 2022/23 dafür,

dasswiedermehr geförderteWohnungen inBerlin gebaut

werden.

 

Der Mangel an günstigem Wohnraum ist für Auszubil-

dende besonders relevant: Beispielsweise durch fehlen-

de Azubi-Wohnheime sind die Mietkosten ohnehin hoch

und machen einen Großteil der Ausbildungsvergütung

aus. Mit den Mehrkosten dürfen Auszubildende jetzt

nicht allein gelassen werden. Daher fordern wir eine Er-

höhung der Mindestausbildungsvergütung um mindes-

tens 130 Euro, die Einführung eines Förderprogrammes

für Auszubildendenwohnen sowie studentischesWohnen

und die Erhöhung der Berufsausbildungsbeihilfe. Dabei

sollen auch Auszubildende einen Anspruch auf Berufs-

14
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ausbildungsbeihilfe erhalten, die Angehörige eines Staa-

tes außerhalb der EU sind oder sich in der Zweit- oder

Drittausbildung befinden. Darüber hinaus fordern wir,

dass die Miete in geförderten Azubi-Appartements und -

Wohnheimen maximal 25 Prozent der durchschnittlichen

Ausbildungsvergütungbetragen soll. Auch fürdas studen-

tische Wohnen müssen wir kostengünstigere Alternati-

ven schaffen und mehr inWohnheime investieren.

 

5. Gemeinsam packen wir das!

Die Energiekrise betrifft alle gesellschaftlichen Lebensbe-

reiche. Deshalb ist es jetzt wichtig, die Gesellschaft zu-

sammenzuhalten. Wir tragen dafür Sorge, dass die Krise

solidarisch gemeistert wird. Denn gesellschaftlicher Zu-

sammenhalt und soziale Gerechtigkeit sind die DNA un-

serer politischen Arbeit. Deshalb ist es jetzt die Aufgabe

der Sozialdemokratie, durch sozialeMaßnahmendiewirt-

schaftlichenHärten der Krise abzufedern. Unsere Antwort

auf die Krise sind umfassende Entlastungsmaßnahmen

und der Einsatz für Energieversorgungssicherheit. Zudem

unterstützen wir eine wirksame Verbrauchsreduktion in

allen Sektoren und Preisregulierungen. Dafür machen wir

uns aus Berlin auch im Bund weiter stark. Erst zum Ende

der Heizperiode werden wir sehen, wie gut wir bundes-

weit und hier in Berlin diese Aufgabe gemeistert haben.

 

Wir stehen zusammen und lassen niemanden allein. Wir

sind zuversichtlich: Gemeinsam packen wir das und bil-

den mit Solidarität und Entlastungen einen wirksamen

Gegenpol gegen all jene Kräfte, die die Krise politisch in-

strumentalisieren und die Spaltung der Gesellschaft vor-

antreiben wollen. Den Feinden unserer Demokratie set-

zen wir die Offenheit und Zuversicht der Bundeshaupt-

stadt als Stadt der Freiheit entgegen. Berlin hat in Krisen

immer einen besonderen Zusammenhalt bewiesen. Die-

se Zeiten wurden auch von Regierenden Bürgermeistern

der SPD geprägt. Darauf sind wir stolz und es treibt uns in

unserer politischen Arbeit auch künftig an, um das Beste

für alle Berliner*innen zu erreichen und sie gut und sicher

durch die Krise zu bringen.

 

Dafür stehen wir mit den sozialdemokratisch geführten

Bezirken, dem Abgeordnetenhaus, dem Senat und unse-

rer Regierenden Bürgermeisterin Franziska Giffey. Berlin

packt das. Wir sind die Berlin-Partei.
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